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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 RS 43/13 B 
 
L 1 RS 2/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 13 RA 430/05 (SG Hannover) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Juli 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26. September 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.9.2013 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch der Klägerin auf 

Feststellung der Zeiten vom 1.1.1976 bis 9.1.1981 als Zeiten der Zugehörigkeit zum Zusatzver-

sorgungssystem der Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, künstlerischen, 

pädagogischen und medizinischen Einrichtungen (AVIwiss) einschließlich der dabei erzielten 

Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  

 

Die Klägerin misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

 "ob der Bezug einer Invalidenrente nach den Bestimmungen der 'AVI' zur Beendigung der 
Versorgungszusage aus der 'AVI' oder zum Ausscheiden eines Versorgungsberechtigten 
aus dem Kreis der nach der 'AVI' Begünstigten führt, so dass Ansprüche auf Gewährung 
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einer Zusatz-Altersversorgung nach der 'AVI' oder darauf gerichtete Anwartschaften nicht 
mehr nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) überführt wer-
den können, und  

 - wenn ja - 
 ob die vorgenannte Annahme auch dann gilt, wenn ein Versorgungsberechtigter neben dem 

Bezug einer Invalidenrente nach der 'AVI' weiter in dem Beruf tätig wurde, der Anlass für die 
Zuerkennung der Zusatz-Versorgung nach der 'AVI' war." 

 

Die Klägerin hat mit diesen Formulierungen bereits keine abstrakte Rechtsfrage zum Anwen-

dungsbereich einer bestimmten revisiblen Norm des Bundesrechts aufgezeigt. Soweit sie sich 

auf die "AVI" bezieht, hätte es eines näheren Eingehens darauf bedurft, warum deren Regelun-

gen im vorliegenden Zusammenhang überhaupt als Rechtsnormen zur Anwendung kommen 

könnten. Soweit sie die Richtigkeit der angegriffenen Entscheidung bezweifelt, ist dies kein zu-

lässiger Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde. 

 

Soweit die Klägerin darüber hinaus das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) 

des LSG rügt, kann sie auch damit nicht gehört werden. Nach der ausdrücklichen Regelung des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Verfahrensrüge hierauf nicht gestützt werden. Auch 

die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzu-

lassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weite-

ren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen 

der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 

 

 

8 

9 

10 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

